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(Nr. 7561.) Geſetz, betreffend die Hannoverſche Landeskredit⸗Anſtalt. Vom 25. Dezember 
1869. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: a 
N 

Mit dem 1. Januar 1870. gehen die geſammten Rechte und Verbind— 
lichkeiten des Staates hinſichtlich der durch das Hannoverſche Geſetz vom 18. Juni 
1842. gegründeten Landeskredit⸗Anſtalt zu Hannover mit Einſchluß der etwaigen 
Anſprüche der Staatskaſſe auf den Reſervefonds ($. 55. der Statuten) auf den 
durch die Verordnung vom 22. Auguſt 1867. (Geſetz-Samml. S. 1349.) ge⸗ 
bildeten provinzialſtändiſchen Verband der Provinz Hannover über. 

Von dieſem Zeitpunkte ab wird die Landeskredit⸗Anſtalt als eine ſtän⸗ 
diſche Ba unter Aufſicht und nach den Beſchlüſſen des Provinziallandtages 
verwaltet. 


bereits getretenen Beamten werden nach wie vor aus dem Fonds der Anſtalt 
entrichtet. \ 
§. 2. 


Die im F. 56. der Statuten der Landeskredit⸗Anſtalt feſtgeſtellte Garantie 
dauert für die gegenwärtigen und künftigen Verpflichtungen der Anſtalt in der 
bisherigen Höhe von 500,000 Thalern in nachfolgender Weiſe fort. ö 

ür die zur Zeit des Uebergangs der Landeskredit⸗ Anſtalt an den pro⸗ 
vinzialſtändiſchen Verband beſtehenden Verbindlichkeiten bleibt die Staatskaſſe bis 
zur Summe von 500,000 Thalern in Gemäßheit des §. 56. der Statuten der 
Hannoverſchen Landeskredit⸗Anſtalt vom 18. Juni 1842. verhaftet; der provin⸗ 
zialſtändiſche Verband übernimmt jedoch die Vertretung der Staatskaſſe für alle 
Jahrgang 1869. (Nr. 7561.) 170 aus 
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aus dieſer Verhaftung herzuleitenden Anſprüche und iſt verbunden, bis zum 
31. Dezember 1879. die Staatskaſſe vollſtändig außer Verbindlichkeit zu ſetzen, 
oder durch Depoſition einer baaren Summe von 500,000 Thalern oder von Preu⸗ 
ßiſchen dieſen Betrag deckenden Staatspapieren bei der Staatskaſſe dieſelbe derart 
ſicher zu ſtellen, daß, im Fall die Staatskaſſe zu Zahlungen veranlaßt werden 
möchte, dieſelbe befugt iſt, dieſe Summe ohne Weiteres aus dem deponirten Be⸗ 

trage zu entnehmen. N 

Für die Erfüllung derjenigen Verpflichtungen, welche nach dem 1. Januar 
1870. entſtehen, übernimmt der provinzialſtändiſche Verband allein dieſe Garantie. 
Eine Verhaftung der Staatskaſſe findet nicht ſtatt. ; 

Diefe ſtändiſche Garantie muß in den vom 1. Januar 1870. auszuge⸗ 
benden Schuldverſchreibungen der Landeskredit-Anſtalt ausdrücklich erwähnt 
werden. 

Die durch $. 56. der gedachten Statuten begründete Verpflichtung des 
Staates, der Landeskredit-⸗Anſtalt Vorſchüſſe bis zur Höhe von 100,000 Thalern 
zu gewähren, findet vom 1. Januar 1870. ab nicht ferner ſtatt, die Anſtalt 
hat vielmehr die erforderlichen Betriebsmittel, ſoweit die von ihren Schuldnern 
zu leiſtenden Rückzahlungen, ſowie die Belegungen von gerichtlichen Depoſital⸗ 
geldern hierzu nicht ausreichen, vorbehaltlich der künftig an Stelle des Staates 
von den Provinzialſtänden bis zur Höhe von 100,000 Thalern in Nothfällen zu 
gewährenden Vorſchüſſe (§. 56. der Statuten) lediglich durch Aufnahme verzin⸗ 
licher Darlehne zu beſchaffen. 


§. 3. 


Die Forderungen, welche der Staatskaſſe aus etwa geleiſteten Vorſchüſſen 
am 1. Januar 1870. gegen die Landeskredit⸗Anſtalt zuſtehen, müſſen derſelben 
bis a 31. Dezember dieſes Jahres nebſt vier Prozent Zinſen zurückgezahlt 
werden. f N 


ö F. 4. ö ee: 
Die Verpflichtung der Gerichte, die disponiblen Depoſitalgelder bei der 
Landeskredit⸗Anſtalt zu belegen, hört mit dem 1. Januar 1870. auf. 1 
Die Verbindlichkeit der Anſtalt, dieſe Gelder unter den bisherigen Bedin⸗ 
gungen annehmen zu müſſen, wird hierdurch nicht berührt. 5 : 


ER 5 
Mit demſelben Zeitpunkte erliſcht die Befugniß und die Verpflichtung dern 
Anſtalt, Darlehne zur Ablöſung von grund- und gutsherrlichen Laſten Lc. in 
Gemäßheit des F. 2. Nr. 1. der Statuten vom 18. Juni 1842. zu gewähren; 
dagegen wird ihr vom 1. Januar 1870. ab das Recht beigelegt, alle Güter, 
Höfe und Grundſtücke zu beleihen, ohne Unterſchied, ob dieſelben bei den in 
2 0 Hannover ſonſt beſtehenden Kreditinſtituten aufnahmefähig ſind 
oder nicht. f 5 
Die Vorſchriften des §. 21. Nr. 1. der Statuten vom 18. Juni 1842. 
und des $. 1. des Geſetzes vom 9. Juni 1848. treten hiernach außer Kraft. : 
$. 


e 
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$. 6. 
Unter Abänderung der Vorſchriften des 6. 29. der Statuten vom 18. Juni 
1842. und des F. 2. des Geſetzes vom 9. Juni 1848. wird die Direktion der i 
Landeskredit- Anftalt ermächtigt, von einem von ihr zu beſtimmenden Zeitpunkte 
ab die jährlichen Beiträge der jetzigen und künftigen Schuldner der Anſtalt 
allgemein bis auf 42 Prozent, oder auch über dieſen Satz hinaus derart zu 
erhöhen, daß durch dieſelben gedeckt werden: N 


1) die Zinſen des bewilligten Darlehns nach dem Duuchſchnittsprozentſatz 
der Zinſen, welche die Anſtalt im nächſt vorhergegangenen Jahre ihren 
Gläubigern hat entrichten müſſen; a 


2) die Beiträge zu den Adminiſtrationskoſten mit Prozent und zu dem 
Reſervefonds mit 1 Prozent jedes bewilligten Darlehns; 


3) die Beiträge zu dem Tilgungsfonds mit 4 Prozent von jedem bewilligten 
Darlehne. \ 
Wegen diefer erhöhten Beiträge ſoll die Landeskredit⸗Anſtalt dieſelbe Sicher- 
heit genießen, welche ihr für die urſprünglichen Beiträge zuſtand. 

Jede Aenderung dieſer Art darf von der Direktion der Anſtalt nur ver⸗ 
fügt werden, wenn ſie von den Provinzialſtänden oder dem Verwaltungsausſchuſſe 
derſelben beſchloſſen worden iſt und dieſer Beſchluß die Genehmigung des Ober- 
präſidenten der Provinz erhalten hat. Sie iſt in dem Amtsblatte der Provinz 
Hannover bekannt zu machen „und wird für die bereits vorhandenen Darlehne 


mit dem zweiten, auf die Bekanntmachung folgenden Zinstermine wirkſam, falls 


dieſelben nicht vor dieſem Zeitpunkte zur Rückzahlung an demſelben von den 
Schuldnern gekündigt und ſpäteſtens zu dieſem Zeitpunkte auch zurückgezahlt wor⸗ 
den ſind. Die Stipulationen der Schuldurkunden oder ſonſtige Verabredungen 
ſchließen dieſe Kündigungsbefugniß der Schuldner nicht aus. 

Beſondere Benachrichtigungen an die einzelnen Schuldner und anderweite 
öffentliche Bekanntmachungen hängen von dem Ermeſſen der Direktion ab. 


9. 7. 


Aus den Beiträgen der Schuldner, welche die Anſtalt bezieht, ſind die 


Zinſen welche fie ihrerſeits zu entrichten hat, und ſämmtliche Verwaltungskoſten 


zu beſtreiten. N 

Die Ueberſchüſſe des Adminiſtrationsfonds, die beſonderen Beiträge ($. 6.), 
ſowie die außerordentlichen Einnahmen fließen in den Reſervefonds, welcher min- 
deſtens bis zur Höhe von fünf Prozent der Verbindlichkeiten der Anſtalt zu bringen 
iſt, und welcher dazu dient, etwa rückſtändige Amortiſationsbeiträge, Zinſen und 
Koſten vorzuſchießen, und etwaige Ausfälle zu decken. 

Dieſer Fonds, welchem, bis er dieſe Höhe erreicht hat, ſeine eigenen Zinſen 


zuwachſen, darf nur in verzinslichen Preußiſchen Staats⸗ oder vom Preußiſchen 


Staate garantirten Papieren, in verzinslichen Papieren des Norddeutſchen Bun⸗ 
des, in Schuldverſchreibungen der Landeskredit⸗Anſtalt, in verzinslichen Schuld- 
verſchreibungen der Provinzialſtände, der 79 ee 
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Provinz Hannover und in Pfandbriefen der in Preußen beſtehenden Landſchaften 
belegt werden. 


§. 8. 

In derſelben Weiſe iſt die Direktion ermächtigt, diejenigen Gelder zeitweilig 
zu belegen, welche zwar nicht dem Reſervefonds angehören, deren Verwendung 
aber nicht nahe bevorſteht. Auch iſt ſie befugt, die §. 7. bezeichneten Papiere 
und ſolche Papiere, welche bei der Preußiſchen Bank und deren Kommanditen 
die Beleihungsfähigkeit haben, mit dieſen Geldern, allenfalls gegen Hinterlegung 
von Wechſeln, und der Regel nach auf drei Monate und mit einem Abſchlage 
von mindeſtens zehn Prozent des Kurswerthes, jedoch nie über den Nominalwerth 
gegen Verzinſung zu beleihen. Die hierdurch gewonnenen Zinſen fließen dem 
Amortiſationsfonds zu. 9 9 


Die Darlehne, zu deren Gewährung die Landeskredit-Anſtalt in Gemäßheit 
des §. 5. vom 1. Januar 1870. ab allein befugt iſt, dürfen von dieſem Zeit⸗ 
punkte an nur unter Innehaltung der Vorſchriften dieſes Geſetzes und der durch 
daſſelbe nicht aufgehobenen Beſtimmungen der Statuten vom 18. Juni 1842. 
und der dieſelben ergänzenden Geſetze bewilligt werden. 


$. 10. 


Hypothekariſche Darlehne können nur bewilligt werden auf Grundſtücke, 
mit Ausſchluß von Bergwerks⸗Eigenthum, welche in der Provinz Hannover be⸗ 
legen ſind. Sie müſſen in der Regel zur erſten Stelle eingetragen werden, und 
dürfen die Hälfte des Schätzungswerthes nicht überſteigen. 


K. 11. 


Darlehne an Gemeinden, Körperſchaften und Verbände ($. 1. des Hanno⸗ 
verſchen Geſetzes vom 12. Auguſt 1846.), mit Einſchluß der Wegeverbände, ſind 
nur zuläſſig, wenn dieſelben der Provinz Hannover angehörig ſind. 


$. 12. 

Die Anſtalt iſt nur befugt, Darlehne in Kurant (§§. 10. und 11.) und 
gegen Verzinſung zu gewähren. 

Darlehne unter 200 Rthlr. werden nicht gewährt, überſchießende Beträge 
müſſen mit 50 abgerundet werden. 

NI. 

Für die Darlehne, welche die Anſtalt in Gemäßheit des $. 2. aufnimmt, 
ſtellt fie, und zwar in Höhe von 50, 100, 200, 500, 1000 und 5000 Rthlr. auf 
jeden Inhaber oder nach dem Verlangen des Darleihers auf den Namen deſſel⸗ 
ben lautende Schuldurkunden nach dem beigefügten Formulare A. oder A. 1. 
in Kurant aus. Dieſelben werden mit Zinskupons auf höchſtens fünf Jahre nach 
dem Formulare B. und mit einem Talon zur Erhebung der neuen Kupons⸗Serie 
verſehen (Formular C.). Dieſe Urkunden genießen bis zur anderweiten geſetzlichen 
Regelung die Stempelfreiheit. 

§. 14. 


„„ 


$. 14. 

Die Zinſen werden gegen Einreichung der fälligen Kupons nach Verab⸗ 
redung entweder jährlich am 2. Januar oder am 1. Juli, oder halbjährlich am 
2. Januar und am 1. Juli bezahlt. Bei welchen Kaſſen, außer der Hauptkaſſe 
und den Nebenkaſſen der Landeskredit⸗Anſtalt, die Einlöſung der Kupons erfolgt, 
hängt von dem Ermeſſen der Direktion ab. 


#5; 

Die Mortifikation der Schuldverſchreibungen erfolgt nach den vor dem Er⸗ 
laſſe des Geſetzes vom 29. Februar 1868. (Geſetz-Samml. S. 169.) gültig ge⸗ 
weſenen Vorſchriften über die Mortifikation der Hannoverſchen Landes⸗ Obligationen, 
eine Mortifikation der Zinskupons und Talons iſt nur in Verbindung mit der 
Schuldurkunde felbft zuläſſig. Die erſteren verjähren zu Gunſten des Reſerve⸗ 
fonds der Landeskreditkaſſe nach Ablauf von vier Jahren, von dem letzten Tage des 
Jahres an gerechnet, in welchem ſie fällig geworden ſind. Kann der Talon nicht 
vorgelegt werden, ſo iſt die Verabfolgung der neuen Kupons⸗Serie nur ſtatthaft 
gegen Vorlegung der betreffenden Schuldverſchreibung. N 

Streitigkeiten zwiſchen dem Inhaber des Talons und dem Inhaber der 
Schuldverſchreibung entſcheidet der Richter; bis zu dieſer Entſcheidung werden 
die Kupons nicht verabreicht. 

$. 16. i 

Die Kündigung der Schuldverſchreibungen Seitens der Landeskredit⸗Anſtalt 
erfolgt durch Bekannkmachung in dem Amtsblatte der Provinz Hannover. 

Dieſe Bekanntmachung iſt nur dann wirkſam, wenn zwiſchen dem Tage 
ihrer Veröffentlichung und dem Tage, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, 
mindeſtens ein die bedungene Kündigungsfriſt umfaſſender Zeitraum liegt. 

Außerdem muß ſie enthalten die Littera, Nummer und den Betrag der 
gekündigten Schuldverſchreibung. Bei Kündigung der auf Namen lautenden 
Schuldverſchreibungen iſt neben der öffentlichen Bekanntmachung eine ſchriftliche 
Benachrichtigung an den in den Büchern der Anſtalt eingetragenen Gläubiger 
nothwendig, welche durch die Poſt zugefertigt wird. 


$. 17. 


Die Kündigung der Schuldverſchreibung Seitens des Inhabers kann nur 
bei der Hauptkaſſe der Landeskredit⸗Anſtalt erfolgen. Sie iſt nur gültig, wenn 
mit derſelben die betreffende Schuldverſchreibung vorgelegt wird und mindeſtens 
die bedungene Kündigungsfriſt innegehalten iſt. 

Die Legitimation des Präſenkanten einer auf Namen ausgeſtellten Schuld⸗ 
Winde muß der Direktion der Anſtalt in glaubhafter Weiſe geführt 
werden. f 

Giebt die Kündigung in Gemäßheit dieſer Vorſchriften zu Bedenken keinen 
Anlaß, ſo wird die Schuldverſchreibung mit dem Kündigungsvermerke, welcher 
zugleich den Tag der Rückzahlung enthalten muß, verſehen und dem Präſentanten 
zurückgegeben. 
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1 $. 18. N 

Die gekündigten Schuldverſchreibungen ($$. 16. und 17.) müſſen bis zum 
Rückzahlungstage im kursfähigen Zuſtande und mit den an dieſem Tage noch 
nicht fälligen Kupons eingeliefert werden, wonächſt dann die Zahlung des Ka⸗ 
pitals gegen Quittung des Präſentanten auf der Schuldverſchreibung und zwar 
a a e e auf den Inhaber ohne Prüfung ſeiner 4 
erfolgt. 
Iſt die Schuldverſchreibung nicht kursfähig, ſo darf die Zahlung erſt nach 
Beſeitigung des Hinderniſſes geleiſtet werden. Bis zu dieſem Zeitpunkte bleibt 
der Betrag bei der Kaſſe zinslos. ö 

Wird die Schuldverſchreibung bis zum Zahlungstage nicht eingereicht, oder 
kann ſich der Präſentant einer auf Namen lautenden bis zu dieſent Tage nicht 
legitimiren, ſo hört von dieſem Tage ab die Verzinſung auf. 

Der Betrag der fehlenden, nicht fälligen Kupons wird jedenfalls von der 
Zahlungsvaluta in Abzug gebracht. 


$. 19. 


Die Ein⸗ und reſp. Rückſendung der Schuldverſchreibungen, gleichviel ob 
zum Behufe der 08 Gan oder zum Zwecke der Rückzahlung, erfolgt auf Ge⸗ 
fahr und Koſten des Gläubigers. f 


. 20. 

Die Stempelfreiheit der Anſtalt, ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetze aus⸗ 
drücklich anerkannt iſt, und die Portofreiheit derſelben erliſcht mit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1870. f 

F. 21. 


Bis zur anderweiten Organiſation der Landeskredit⸗Anſtalt in Gemäßheit 
der Beſchlüſſe des Provinziallandtages (F. J.), jedoch höchſtens bis zum 1. Ja⸗ 
nuar 1872., behält es bei der bisherigen Funktion der mittelbaren und unmitlel⸗ 
baren Staatsbeamten im Intereſſe der Anftalt fein Bewenden. Ob und in 
welchem Umfange dieſe Beamten von da ab für die Kaſſe mitzuwirken haben, 
hängt von der Beſtimmung der Königlichen Staatsregierung ab. 


$. 22. 
Die Direktion der Landeskreditanſtalt iſt verpflichtet, jedes Jahr mindeſtens 


einmal den Vermögensſtand des Inſtituts in dem Amtsblatte der Provinz Han⸗ 
nover bekannt zu machen. 5 


$. 23. 
55 Der FK. 42. der Statuten vom 18. Juni 1842, wird dahin geändert, daß 
die Beſchwerde⸗Inſtanz fortan von dem ſtändiſchen Verwaltungs⸗Ausſchuſſe, und 
in eiligen Fällen von dem Landesdirektorium gebildet wird. 
i H. 24, ; 
In dem F. 58, der gedachten Statuten tritt die Aenderung ein, daß f 
ei 


5 
7 
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Urkundlich unt 
Königlichen Inſiegel. 


i Mühlen, v. Selthom. 
Leonhardt. Camphauſen. = 
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Obligation 
der 


Hannoverſchen Landes-Kreditanſtalt 
über Thaler. 


Die Hannoverſche Landes-Kreditanſtalt iſt dem (Inhaber dieſer Verhrie⸗ 
fung oder dem N. N.) wegen eines baar empfangenen Darlehns von Thalern 
ee Kurant verhaftet. ee 

Das Kapital ift (bei den Obligationen mit aufgeſchobener Kündbarkeit 
ſind hier die folgenden Worte einzurücken: „bis zum — unkündbar, von da ab 


aber“) für den Gläubiger und die Landes⸗Kreditanſtalt einen monat⸗ 
lichen (reſp. jährlichen) Kündigung unterworfen. Die Kündigung durch den 
Gläubiger iſt nur für denn zuläſſig. N 
ie Zinſen werden mie Prozent am bei der Hauptkaſſe und 
den Nebenkaſſen der Anſtalt gezahlt. 
Dieſer Obligation find ..... Stück Zinskupons für die erſten Fällig⸗ 


keitstermine und ein Talon beigegeben. 
Für Kapital, Zinſen und Koſten iſt die Landes-Kreditanſtalt mit ihrem 
ganzen Vermögen verhaftet, und leiſtet außerdem der Provinzialverband der 
Provinz Hannover nach Maaßgabe des Geſetzes vom die Garantie. 
Ein Auszug aus den Statuten und den dieſelben ergänzenden Geſetzen iſt 
hinter dieſer Verſchreibung abgedruckt. 


Hannover, den 18. 
(Trockenes Siegel der Anſtalt.) 5 a 1 


Die Direktion der Hannoverſchen Landes-Kreditanſtalt. 
(Zwei Unterſchriften von Direktionsmitgliedern.) 


Ausgefertigt: 
Unterſchrift des Buchhalters.) 
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A. 1. 
Littir., . 
eb 
der 


Hannoverſchen Landes-Kreditanſtalt 
C Thaler. 


zuſtehenden monatlichen Kündigung dem Inhaber (dem N. N. oder deſſen 
legitimirtem Rechtsnachfolger) die Summe von Thalern Kurant in Gemäß⸗ 
eit der Beſtimmungen des Geſetzes off; 
a Die Zinſen werden mit ..... Prozent ß en bei der Haupt⸗ 
kaſſe und den Nebenkaſſen der Anſtalt gezahlt. f 
Dieſer Obligation find ..... Stück Zinskupons für die erſten .. Fällig⸗ 


keitstermine und ein Talon beigegeben. 

Für Kapital, Zinſen und Koſten iſt die Landes⸗Kreditanſtalt mit ihrem 
anzen Vermögen verhaftet, und leiſtet außerdem der Provinzialverband der 
Probin Hannover nach Maaßgabe des Geſetzes voem .. die Garantie. 

Ein Auszug aus den Statuten und den dieſelben ergänzenden Geſetzen it 
hinter dieſer Verſchreibung abgedruckt. 


Hannover, den en 18. 
(Trockenes Siegel der Anſtalt.) 
Die Direktion der Hannoverſchen Landes⸗Kreditanſtalt. 
(Zwei Unterſchriften von Direktionsmitgliedern.) 


Ausgefertigt: 
(Unterſchrift des Buchhalters.) 
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B. 
Zinskupon 
zur 
e Butt ae | 
5 Thaler „ Silbergroſchen ..... Pfennige Kurant 
NS, I zahlbare Zinſen auf ein bei der Hannoverſchen Landes⸗ 
Kreditanſtalt belegtes Kapital von .......... Thalern Kurant. 
Hannover, den ;;; . 18. 


2 (Trockenes Siegel.) 
Die Direktion der Hannoverſchen Landes⸗Kreditanſtalt. 
(Unterſchriften oder Fakſimile von zwei Direktionsmitgliedern.) 


(Unterſchrift des Buchhalters.) 


Der Anſpruch auf nicht erhobene Zinſen 
verjährt in vier Jahren, vom 31. Dezember 
des Jahres an gerechnet, in welches der 
Fälligkeitstag fällt. N 


© 


55 
zur 
Obligatiin: Eiter; een 
über Thaler Kurant. 

Nh werden gegen Rücklieferung dieſes Talons 
neue Zinskupons auf fernere Jahre in Gemäßheit des Geſetzes vom 
ee ausgegeben. 

Hanne 8 18 


(Trockenes Siegel.) 
Die Direktion der Hannoverſchen Landes⸗Kreditanſtalt. 
(Unterſchriften oder Fakſimile von zwei Direktionsmitgliedern.) 
(Anterſchrift des Buchhalters.) 
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(Nr. 7562.) Geſetz, betreffend die Landeskreditkaſſe in Kaſſel. Vom 25. Dezember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, was folgt: 


9 


Mit dem 1. Januar 1870. gehen ſämmtliche Rechte und Verbindlichkeiten 
des Staates hinſichtlich der durch das Kurheſſiſche Geſetz vom 23. Juni 1832. 
errichteten Landeskreditkaſſe zu Kaſſel, vorbehaltlich der Beſtimmungen im H. 2. 
des gegenwärtigen Geſetzes, auf den kommunalſtändiſchen Verband des Regie⸗ 
rungsbezirks Kaſſel über. 

Von dieſem Zeitpunkte ab wird die Landeskreditkaſſe neben Ausdehnung 
ihres Geſchäftsbereichs auf den geſammten Bezirk der Regierung zu Kaſſel als 
eine ſtändiſche Anſtalt für Rechnung des kommunalſtändiſchen Verbandes unter 
der Oberaufſicht des Staates und, ſoweit es in dieſem Geſetz ausdrücklich vorge⸗ 
ſchrieben iſt, unter Mitwirkung der Staatsbehörden, im Uebrigen aber unter 
Aufſicht und nach den Beſchlüſſen des Kommunallandtages verwaltet. 

Die Beamten der Landeskreditkaſſe übernimmt der kommunalſtändiſche 
Verband, ihre Beſoldungen, ſowie die Penſionen in den Ruheſtand tretender 
Beamten, werden fortan aus dem Fonds der Anſtalt entrichtet, 


er 
Für die zur Zeit des Ueberganges der Landeskreditkaſſe an den kommunal- 


Erfüllung ihrer ſonſtigen Rechtsverbindlichkeiten noch verfügbaren neuen Einzah⸗ 
llungen zur Deckung dieſer überſchießenden Rückforderungen nicht ausreichen, fo 


8 Der Kommunalverband iſt zur Rückzahlung dieſes Vorſchuſſes ſammt 
Zinſen, und zwar der letzteren zum Fuße der getilgten Schuldverſchreibungen, 
verbunden, ſobald und ſoweit die im vorigen Abſatz erwähnten Kapital⸗Abträge 


Die Zinſen rückſtändiger Vorſchüſſe ſind der Staatskaſſe am 31. Dezember 
jeden Jahres zu zahlen. 

Auch iſt der Kommunalverband verpflichtet, zur Deckung eines ſolchen 
Vorſchuſſes auf Anfordern des Oberpräſidenten die Kapital⸗Abträͤge der bis zum 
1. Januar 1870. bewilligten Darlehne nach Maaßgabe des $. 5. dieſes Geſetzes 
zu erhöhen, oder aus dem Beſtande dieſer Darlehne der Staatskaſſe entſprechende 
Forderungsbeträge zurück zu überweiſen und deren Einziehung für dieſelbe zu 
bewirken. i 

(Nr. 75620 11 Je- 
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Jedenfalls hat der kommunalſtändiſche Verband die Staatskaſſe bis zum 

1. Januar 1895., ſowohl wegen des etwa geleifteten Vorſchuſſes ſammt Zinſen 

vollſtändig zu befriedigen, als auch bezüglich ihrer Garantie überhaupt gänzlich 
außer Verbindlichkeit zu ſetzen. 9 2 


Für die Erfüllung derjenigen Verpflichtungen, welche nach dem 1. Januar 
1870. entſtehen, übernimmt der kommunalſtändiſche Verband des Regierungs⸗ 
bezirks Kaſſel allein die Garantie; eine Verhaftung der Staatskaſſe findet nicht 
ſtatt. Dieſe ſtändiſche Garantie muß in den vom 1. Januar auszugebenden 
Schuldverſchreibungen der Landeskreditkaſſe ausdrücklich erwähnt werden. 

Auf die Ablieferung von Staatsgeldern und auf Zuſchüſſe aus dem 
Staatsvermögen ($$. 18. und 24. des Geſetzes vom 23. Juni 1832.) hat die 
Landeskreditkaſſe fernerhin keinen Anſpruch. 

$. 4. 

Das Guthaben der Staatskaſſe aus den in Gemäßheit des F. 18. des 
Kurheſſiſchen Geſetzes vom 23. Juni 1832. an die Landeskreditkaſſe abgegebenen 
Ablöſungs⸗ und Laudemialgeldern bleibt bis zu anderweiter geſetzlicher Beſtim⸗ 
mung, und zwar zum Zinsfuße von 4 Prozent, bei der Landeskreditkaſſe ange⸗ 
legt. Ohne beſondere Vereinbarung mit den Kommunalſtänden kann jedoch eine 
Rückzahlung dieſer Gelder keinenfalls zu einem höheren Betrage angeordnet 
werden, als von den der Landeskreditkaſſe überlaſſenen Ablöſungskapitalien Sei⸗ 
tens der Pflichtigen wirklich eingegangen iſt. Dieſer Betrag wird nach dem 
Verhältniſſe, in welchem die wirklichen Einnahmen der vorausgegangenen Jahre 
aus Ablöſungskapitalien ſich auf den Laudemialfonds und den verbleibenden Be⸗ 
ſtand des Ablöſungsfonds vertheilen, ermittelt. Der Zinsfuß kann nur ſoweit 
erhöht werden, daß der Landeskreditkaſſe zur Deckung der Verwaltungskoſten 


mindeſtens ein halbes Prozent von demjenigen Zinsſatz verbleibt, welchen fie - 


ſelbſt von den Pflichtigen bezieht. 
8. i f 
Durch Beſchluß des Kommunallandtages oder des Ausſchuſſes deſſelben 
und mit Genehmigung des Oberpräſidenten können für die bis zum 1. Januar 
1870. ausgegebenen Schuldverſchreibungen die Zinſen jederzeit erhöht, ſowie 
überhaupt andere Zins- und Rückzahlungsbedingungen mit den Inhabern der⸗ 
ſelben vereinbart werden. i 
Unter denſelben Vorausſetzungen können für die bis zum 1. Januar 1870. 
gewährten Darlehne ſowohl die Amortiſationsbeträge als auch der Zinsfuß er⸗ 
höht werden, letzterer jedoch nur bis zu einem halben Prozent über den höchſten 
Zinsſatz, welchen die Kaſſe ſelbſt für die vor dem 1. Januar 1870. von Privaten 
entliehenen Gelder ($. 15. Poſ. 4. des Kurheſſiſchen Geſetzes vom 23. Juni 1832.) 
jeweilig zu zahlen hat. 5 
Das Pfandrecht, welches der Landeskreditkaſſe wegen der Zinſen zuſteht, 
erſtreckt ſich auch auf die ſpäteren Zinserhöhungen. 
Jede dieſer vorerwähnten Aenderungen iſt in dem Amtsblatt des Regie⸗ 
rungsbezirks Kaſſel bekannt zu machen. Soweit es ſich dabei um die Aktiv⸗ 
ö i date 


| ; er 
darlehne (Abſatz 2.) handelt, beginnt die Wirkſam eit mit dem zweiten auf die 
Bekanntmachung folgenden Zinstermin. 1 ; 
st $. 6. : 
Die Schuldner der Landeskreditkaſſe find berechtigt, das Darlehn jederzeit 


Sie müſſen jedoch zuvor der Direktion der Landeskreditkaſſe Anzeige machen, 


damit dieſelbe der betreffenden Kaſſe die vorgeſchriebene Annahme⸗Ermächtigung 


Auch werden ſolche Zahlungen, wenn ſie außerhalb eines Zinstermins er⸗ 
folgen, bei der Zinsberechnung erſt vom nachfolgenden Zinstermine an berückſichtigt. 


deſſelben eine Gebühr von 20 Sgr. an die Kaſſe entrichtet werden, wogegen die 
bisherige Erhebung von 2 Prozent Zinſen für die nächſten 3 Monate ($. 13. des 
Kurheſſiſchen Geſetzes vom 23. Juni 1833.) wegfällt. N 
Sr 

Auch vom 1. Januar 1870. an bleibt die Landeskreditkaſſe dazu beſtimmt, 
gegen ſpezielle Verpfändung im Regierungsbezirk Kaſſel gelegener Grundbeſitzungen, 
mit Ausſchluß von Bergwerkseigenthum, Darlehne zu gewähren. = 

Die Hypothek muß innerhalb der erſten Hälfte des Schätzungswerthes 
ihre Stelle finden. N 8 a 

Nur an Gemeinden des Regierungsbezirks, deren Haushalt dazu die 
geeignete Grundlage bietet, können, wie bisher, auch ohne Beſtellung einer 
Spezialhypothek Darlehne bewilligt werden. 

Darlehne zum Abtrag von Ablöſungs⸗ oder Entſchädigungskapitalien, für 
welche lediglich das aufgehobene Realrecht als Sicherheit dient, werden in Zu⸗ 
kunft nicht mehr bewilligt. i 8 

: | §. 8. i 
Der Kommunallandtag oder deſſen Ausſchuß iſt mit Genehmigung des 
Oberpräſidenten berechtigt, für die vom 1. Januar 1870. an zu bewilligenden 
Darlehne die bisher geltenden Vorſchriften üder den Zinsfuß, die Rückzahlungs⸗ 
bedingungen (ſiehe jedoch $. 6.), über Inhalt und Form der auszuſtellenden 
Schuld⸗ und Pfandverſchrelbungen anderweit feſtzuſtellen. i 


f Ne 

Die erforderlichen Betriebsmittel hat ſich die Landeskreditkaſſe durch Auf⸗ 
nahme verzinslicher Darlehne gegen Schuldverſchreibungen auf den Inhaber oder 

gegen Schuldſcheine zu beſchaffen. . 
Der Kommunallandtag oder deſſen Ausſchuß hat mit Genehmigung des 
Oberpräſidenten die Zins und Rückzahlungs bedingungen, ſoweit nicht in dieſem 
Geſetz ausdrückliche Vorſchriften enthalten ſind, nach freiem Ermeſſen feſtzuſtellen. 
a Bei Ausgabe ſolcher Schuldverſchreibungen, welche Seitens der Inhaber 
unkündbar ſind, werden die Rückzahlungs⸗ Modalitäten mit Genehmigung des 
(Nr, 7562.) Ober⸗ 
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Oberpräſidenten in dem Emiſſionsbeſchluß dergeſtalt feſtgeſtellt, daß mindeſtens 


alljährlich derjenige Betrag der ausgegebenen Schuldverſchreibungen zur Einlöſung 
kommt, welcher in dem vorausgegangenen Kalenderjahr auf die mit den Schuld⸗ 
verſchreibungen bewerkſtelligten Darlehne durch ordentlichen oder außerordentlichen 
Abtrag baar eingegangen iſt und jederzeit mindeſtens Ein Prozent der Emiffion 
betragen muß. 

$. 10. 

Bezüglich der Gelder der Haupt⸗Depoſitenkaſſe (§. 16. des Kurheſſiſchen 
Geſetzes vom 23. Juni 1832.) hat es bis auf Weiteres bei den bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen ſein Bewenden. 

Ueber die Annahme, Verzinſung und Rückzahlung von Sparkaſſengeldern 
(§ . 17. und 19. des cit. Geſetzes) foll fortan lediglich die Vereinbarung mit den 
betreffenden Verwaltungen maaßgebend ſein. EN 

Die bisherige Verpflichtung, von Vormündern und Kuratoren Gelder im 
Betrage von 25 Rthlrn. zu drei Prozent anzunehmen ($. 9. des Kurheſſiſchen Ge⸗ 


ſetzes vom 31. Oktober 1833., Zuſätze zu dem Geſetz über die Landeskreditkaſſe 


betreffend), wird aufgehoben. 
Sl; 


Die auf den Inhaber lautenden Schuldverfchreibungen werden vom 1. Ja⸗ 
nuar 1870. an, und zwar in Höhe von 50, 100, 200, 500 und 1000 Rthlen., 


nach den beigefügten Formularen A. oder A1. ausgeſtellt. Dieſelben werden mit 


den erforderlichen Zinskupons nach dem Formular B. und mit einem Talon zur 
Erhebung der neuen Kupons ⸗Serie Formular C. verſehen. Dieſe Urkunden ge⸗ 
nießen bis zur anderweiten geſetzlichen Regelung die Stempelfreiheit⸗ 

Für die in Gemäßheit des F. 15. des Geſetzes vom 16. Auguſt 1867. 
(Geſetz-Samml. S. 1460.) von der Direktion der Landeskreditkaſſe umgeſchriebenen 
älteren Schuldverſchreibungen kommt das bisherige Formular zur Anwendung 
und wird an dem rechtlichen Karakter derſelben durch die Umſchreibung nichts 
geändert. b | 

§. 12. 

Aus den Zinſen, welche die Kaſſe bezieht, ſind die Zinſen, welche ſie 
ihrerſeits zu entrichten hat, und ſämmtliche Verwaltungskoſten zu beſtreiten. 

Aus den Ueberſchüſſen, ſowie aus den etwaigen außerordentlichen Ein⸗ 
nahmen iſt ein Reſervefonds zu bilden, welcher bis zur Höhe von fünf Prozent 
der Verhindlichkeiten der Kaſſe zu bringen iſt, und welcher dazu dient, etwaige 
rückſtändige Amortiſationsbeträge, Zinſen und Koſten vorzuſchießen und etwaige 
Ausfälle zu decken. Dieſer Fonds, welchem, bis er die angegebene Höhe erreicht 


hat, ſeine eigenen Zinſen zuwachſen, darf nur in verzinslichen Preußiſchen Staats⸗ 


oder vom Preußiſchen Staate garantirten Papieren, in verzinslichen Papieren 
des Norddeutſchen Bundes, in Schuldverſchreibungen der Landeskreditkaſſe oder 
in verzinslichen Schuldverſchreibungen der Kommunalſtände belegt werden. 


$. 13 


In derſelben Weiſe iſt die Direktion ermächtigt, diejenigen Gelder zu ber 


legen, welche zwar nicht dem Reſervefonds angehören, deren Verwendung aber 
nicht 


2 t... ˙¹Üͤ—˙VAUUUU U SEITEN DEIRN SaE VE MERNELIE FERIEN 


„„ ec hin 
nicht nahe bevorſteht. Auch iſt ſie befugt, die $. 12. bezeichneten Papiere mit 
dieſen Geldern gegen Hinterlegung von Mechfeln, jedoch öchſene auf drei Mo⸗ 
nate und mit einem Abſchlage von mindeſtens 10 Prozent des Kurswerthes, 
jedoch nie über den Nominalwerth, zu beleihen. Die hierdurch gewonnenen 
Zinſen fließen dem Reſervefonds zu /ſoweit derſelbe nicht die in dem vorigen 
Paragraphen feſtgeſetzte Höhe bereits erreicht hat. 
a H. 14. 80 

Eine Amortiſation von Zinskupons und Talons findet nicht ſtatt. Die 
erſteren verjähren zu Gunſten des Reſervefonds der Landeskreditkaſſe nach Ablauf 
von vier Jahren, von dem letzten Tage des Jahres an gerechnet, in welchem ſie 
fällig geworden ſind. N 

Kann der Talon nicht vorgelegt werden, ſo iſt die Verabfolgung der 
ic aupons Serie nur ſtatthaft gegen Vorlegung der betreffenden Schuld- 
verſchreibung. i a 

Streitigkeiten zwiſchen dem Inhaber des Talons und dem Inhaber der 
Schuldverſchreibung entſcheidet der Richter, bis zu dieſer Entſcheidung werden 
die Kupons nicht verabreicht. 0 

$. 15 


Bei welchen Kaſſen, außer der Landeskreditkaſſe, die Einlöſung der Zins⸗ 
kupons erfolgt, hat die Direktion mindeſtens acht Wochen vor dem Fälligkeits⸗ 
termine durch das Amtsblatt der Regierung zu Kaſſel bekannt zu machen. 

$. 16. ö 

Die Kündigung der Schuldverſchreibungen Seitens der Landeskreditkaſſe 
1 8 Be Bekanntmachung in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung 
zu Kaſſel. 

Dieſe Bekanntmachung iſt nur dann wirkſam, wenn zwiſchen dem Tage 
ihrer Veröffentlichung und dem Tage, an welchem die Rückzahlung erfolgen foll, 
mindeſtens ein die bedungene Kündigungsfriſt umfaſſender Zeitraum liegt. Außer⸗ 
dem muß ſie enthalten die Serie, Nummer und den Betrag der gekündigten 
Schuldverſchreibung. a 


Die Kündigung der Schuldverſchreibungen Seitens des Inhabers erfolgt 


bei der Landeskreditkaſſe oder an den von der Direktion bezeichneten und durch 


das Amtsblatt bekannt gemachten Stellen. Sie verpflichtet die Kaffe nur, wenn 
mit derſelben die betreffende Schuldverſchreibung vorgelegt wird. 

Giebt die Kündigung zu Bedenken keinen Anlaß, ſo wird die Schuldver⸗ 
ſchreibung mit dem Kündigungs vermerke verſehen und dem Vorzeiger zurück⸗ 


gegeben. 
5 18 


$. 18. 
Die gekündigten Schuldverſchreibungen ($$. 16. und 17.) müſſen bis zum 
Rückzahlungstage im kursfähigen Zuſtande und mit den an dieſem Tage noch 
nicht fälligen Kupons eingeliefert werden, wonächſt dann die Zahlung des Ka⸗ 
pitals gegen Rückgabe der Schuldverſchreibung und ohne Prüfung der Legitima⸗ 
tion erfolgt. 
(Ar. 7562.) Der 


RENNER EEE NEE 
1 * — * 5 


=. 


Der Betrag der fehlenden Kupons wird in Abzug gebracht. 


Iſt die Schuldverſchreibung nicht kursfähig, ſo darf die Zahlung erſt nach 2 


Beſeitigung des Hinderniſſes geleiftet werden. Bis zu dieſem Zeitpunkte bleibt 
der Betrag bei der Kaſſe zinslos. i 

Wird die Schuldverſchreibung bis zum Zahlungstage nicht eingereicht, ſo 
bleibt der Betrag bei der Kaſſe ebenfalls zinslos liegen. 5 


5 $. 19. 


Eine etwaige Ein⸗ beziehungsweiſe Rückſendung der Schuldverſchreibungen, 
gleichviel ob zum Behufe der Kündigung oder zum Zwecke der Rückzahlung, 
erfolgt auf Gefahr und Koſten des Gläubigers. | 


. 20. 


Bis zur anderweiten Organiſation der Landeskreditkaſſe in Gemäßheit der 


Beſchlüſſe des Kommunallandtages (F. 1.), jedoch höchſtens bis zum 1. Januar 
1872., behält es bei der bisherigen Funktion der mittelbaren und unmittelbaren 
Staatsbeamten im Intereſſe der Kaſſe ſein Bewenden. 


$. 21. 


Die Direktion der Landeskreditkaſſe ift verpflichtet, jedes Jahr mindeſtens 
einmal den Vermögensſtand der Anſtalt in dem Amtsblatte der Königlichen Re⸗ 
gierung zu Kaſſel bekannt zu machen. a ö 


a 


Die durch die Kurheſſiſche Verordnung vom 22. Dezember 1848. (Kur⸗ 


Derr ir * * Va e 


heſſiſche Geſetz- Sammlung S. 277.) der Direktion der Landeskreditkaſſe über⸗ a 


tragenen Gefchäfte der Haupt⸗Depoſitenkommiſſion werden nicht ferner von dieſer 5 
Direktion, ſondern von einer unmittelbaren Staatsbehörde mit der Firma „Kö-. 


nigliche Direktion der Haupt⸗Depoſitenkaſſe“ geführt und verwaltet. 
| : | or 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen find aufgehoben. 
Die in den bisherigen Geſetzen und Verordnungen dc. ꝛc. enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften über die Organiſation und die Geſchäftsformen der Landeskreditkaſſe 


können, unbeſchadet der Beſtimmungen dieſes Geſetzes, jederzeit mit Genehmigung 
des Oberpräſidenten durch den Kommunallandtag oder deſſen Ausſchuß geändert 


werden. 3 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 5 5 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 25. Dezember 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Roon. Gr. v. Itzenplitz v. Mühler. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 


For⸗ 
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Formular A. 


Schuldverſchreibun 


der ? 
Landeskreditkaſſe u Wa ſſſe 
Abtheilung. Serie au F 

Die Landeskreditkaſſe zu Kaſſel ſchuldet dem Inhaber dieſer Schuld⸗ 
verſchreibung ein Darlehn von Thalern. 

Diaſſelbe wird mit jährlich Prozent in ..... jährigen Raten ver- 
zinſt und gegen Rückgabe dieſer Schuldverſchreibung und nach vorgängiger 
. monatlicher (vor Ablauf von Jahren nicht geltend zu machender) 


Kündigung in Gemäßheit der Beſtimmungen des Geſetzes voem 
zurückgezahlt. 

Für Kapital, Zinſen und Koſten iſt die Landeskreditkaſſe mit ihrem 
ganzen Vermögen verhaftet, außerdem leiſtet der Kommunalverband des Regie⸗ 
rungsbezirks Kaſſel hierfür die Garantie. 


e ten =. 2 6 Were 185; 
(Trockenes Siegel der Kaffe.) 


Die Direktion der Landeskreditkaſſe. 
Unterſchrift des Direktors.) 


Ausgefertigt: 
(Name des Buchhalters.) 


Jahrgang 1869, (Nr. 7562, 172 For 
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Formular A. 1. 


Schuldverſchreibung 


N \ der 
Can des kredit kaſſ ei zn Kaſſe l 
Abtheilung Serie . 
Die Landeskreditkaſſe zu Kaſſel a dem Inhaber dieſer Schuld⸗ 
verſchreibung ein Darlehn von Thalern. 
Daſſelbe wird mit jährlich .... Prozent in jährigen Raten ver⸗ 
dun und gegen en dieſer Schuldverſchrelhung nach vorgängiger, nur der 
andeskreditkaſſe anllehen? 1 monatlicher Kündigung, übrigens aber nach 
Maaßgabe des §. .. des Geſetzes vom „ſowie des angedruckten 
Emiſſtonsbeſchluſſes Din ee zurückgezahlt. 


Für Kapital, Zinſen und Koſten iſt die Landeskreditkaſſe mit ihrem 
ganzen Vermögen verhaftet, außerdem leiſtet der Kommunalverband des Regie⸗ 
rungsbezirks Kaſſel hierfür die Garantie. 


Rallel, e ũ: 8. 
(Trockenes Siegel der Kaſſe.) 


Die Direktion der Landeskreditkaſſe. 
(Unterſchrift des Direktors.) 


Ausgefertigt: 
(Name des Buchhalters.) 


For⸗ 
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Formular B. 
Zinskupon 
der ö 
Schuldverſchreibung der Landeskreditkaſſe zu Kaſſel 
Series M 
Zahlbar am... aaa ³ 


Inhaber dieſes empfängt die... jährigen Zinſen der oben bezei neten 
Schuldverſchreibung mit ..... Thaler S f a 


Kaſſel, den . ten 


(Trockenes Siegel.) 
Die Direktion der Landeskreditkaſſe. 
(Name des Direktors.) 
Ausgefertigt r 


2 


Buchhalter. 


Dieſer Kupon verjährt in vier Jahren 
vom 31. Dezember des Jahres an gerechnet, 
in welches der Zahlungstag fällt. 


Formular ©. 


Vs 


zu der 
Schuldverſchreibung der Landeskreditkaſſe zu Kaſſel 
Selle... Me 


Der Vorzeiger dieſes Talons erhält die für die vorſtehend bezeichnete 
Schuldverſchreibung neu auszufertigenden Zinskupons. 
Kaſſel, den .. ten 18. 


Bad Ju Sc Er Er Er «5? 


(Trockenes Siegel.) 


Die Direktion der Landeskreditkaſſe. 
(Name des Direktors.) 


N. N., 
Buchhalter. 


(Nr. 75627568.) i i (Nr. 7563.) 


a 


(Nr. 7563.) Geſetz, betreffend die Landesbank in Wiesbaden. Vom 25. Dezember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zt, 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: ö 


Abſchnitt J. 


1 


Mit dem 1. Januar 1870. gehen die geſammten Rechte und Verbindlich⸗ 


keiten der durch das Herzoglich Naſſauiſche Geſetz vom 16. Februar 1849. 
errichteten Landesbank in Wiesbaden — ausſchließlich der Forderungen der 
Landesbank an die Staatskaſſe und der Gegenforderungen der letzteren, über 
deren Ausgleichung in den folgenden $$. 2. und 3. Beſtimmung getroffen wird 
— auf den durch die Verordnung vom 26. September 1867, (Geſetz-Sammlung 
S. 1659.) gebildeten kommunalſtändiſchen Verband im Regierungsbezirk Wies⸗ 
baden über. Von dieſem Zeitpunkte ab wird in Gemäßheit der Beſtimmungen 
dieſes 1 neben der Landesbank eine für ſich beſtehende Sparkaſſe 
egründet. = 
3 Beide Anftalten werden unter Ausdehnung ihres Geſchäftsbereichs auf den 
geſammten Bezirk des kommunalſtändiſchen Verbandes für Rechnung des letzteren 
unter der Aufſicht und nach den Beſchlüſſen des Kommunallandtages unter den 
Benennungen „Naſſauiſche Landesbank“ und beziehungsweiſe „Naſſauiſche Spar⸗ 
kaſſe ““ verwaltet. Für die zur Zeit des Uebergangs an den Kommunalverband 
beſtehenden Verbindlichkeiten der jetzigen Anſtalt bleibt die Staatskaſſe mit ver⸗ 
haftet) der Kommunalverband iſt jedoch gehalten, die Staatskaſſe gegen alle 
aus dieſer Mitverhaftung herzuleitenden Anſprüche zu vertreten und die eben 
erwähnten Verbindlichkeiten — mit Ausnahme derer, welche aus der Aufnahme 
des Landeskreditkaſſen⸗Anlehens von drei Millionen Gulden vom 22. Juni 1840. 
und 22. September 1842. herrühren, und bezüglich derer der bis zum Jahre 1886. 
reichende Tilgungsplan einzuhalten ift — längſtens bis zum 31. Dezember 1877. 
zu tilgen, oder den Stagt auf andere Weiſe von ſeiner Mitverhaftung zu befreien. 
Für die Erfüllung der von der Naſſauiſchen Landesbank und der Naſſauiſchen 
Sparkaſſe vom 1. Januar 1870. ab einzugehenden Verbindlichkeiten übernimmt der 
kommunalſtändiſche Verband des Regierungsbezirks Wiesbaden allein die Garantie, 
eine Verhaftung der Staatskaſſe findet nicht ſtatt. g N 
Die Beamten der Landesbank übernimmt der Kommunalverband; ihre Be⸗ 
ſoldungen, ſowie die Penſionen der in Ruheſtand verſetzten Beamten der Landes⸗ 
bank werden aus den Fonds der Anſtalt fortgezahlt. 


H. 2. 
f Von der Ueberweiſung an den Kommunalverband bleiben ausgeſchloſſen 
die Forderungen der Landesbank an die Staatskaſſe und zwar ſowohl diejenige, 
f f wel⸗ 


eren 


„ 
welche ihr aus dem Konto⸗Korrentverkehr zuſteht, wie die Forderungen wegen der 
von Zehnt⸗Ablöſungskapitalien abgeſchriebenen / und wegen des Darlehns zur 
Ablöſung der Gräflich von Baſſenheimſchen Entſchädigungsrente. Dieſe Forde- 
rungen erlöſchen mit dem 1. Januar 1870., dagegen erlöſchen andererſeits mit 
demſelben Zeitpunkte die Forderungen der Domainenkaſſe aus Zehnt⸗ und Grund⸗ 
zins⸗Ablöſungskapitalien welche bei der Landes bank ſtehen geblieben ſind, ſowie 
der Anſpruch der Staatskaſſe auf Erſatz für die nach Maaßgabe des Geſetzes 
vom 29. Februar 1868. (Geſetz⸗Sammlung S. 169.) von ihr ſeither bewirkten 
und bis auf Höhe von 1 ‚407,653 Thalern noch ferner zu bewirkenden Einlöſung 
der Landesbanknoten. Auch wird der Landesbank das in dem Stockbuche der 
Gemeinde Wiesbaden unter Artikel 689. mit den Nummern 10,708, 10,199. f, 
330. a., 311. a., 312. a. auf den Namen des Landesſteuer-Fiskus eingetragene 
Grundſtück mit den darauf ſtehenden Gebäuden an der Ecke der Rhein- und 
Adolphſtraße (Landesbankgebäude) als Eigenthum überwieſen. N 


Naſſauiſche Sparkaſſe Schuldnerin der Staatskaſſe in Höhe von 1,300,000 Thalern. 
Dieſer Betrag, welcher dieſen beiden Inſtituten bis Ende des Jahres 1877, zins⸗ 
frei belaſſen wird, iſt vom 1. Januar 1878. ab in zwanzig gleichen Jahresraten 
unter Verzinſung des jedesmaligen Rückſtandes mit vier Prozent jährlich an die 
Staatskaſſe zu zahlen. : 

In welchem Verhältniſſe zu dieſen Zahlungen jedes der beiden Inſtitute 
beizutragen hat, bleibt dem Beſchluſſe des Kommunallandtages überlaſſen, die 
Staatskaſſe iſt berechtigt, jedes derſelben in Höhe ihrer ganzen Forderung in 
Anſpruch zu nehmen. 

$. 4. 
f Sämmtliche Rückzahlungen bisheriger Schuldner der Bank⸗ und Sparkaſſe 
müſſen zur Abbürdung der bisherigen kuͤndbaren oder ſonſt fälligen Schuldver⸗ 
bindlichkeiten der Bank: reſp. der Sparkaſſe verwandt werden. ; 


Abſchnitt II. 


§. 5. 
Die Naſſauiſche Landesbank hat fortan, die ihr außer dem vorhandenen 
Vermögen erforderlichen Betriebsmittel, ſoweit die von ihren Schuldnern zu lei⸗ 
ſtenden Rückzahlungen hierzu nicht verwendbar ſind (H. 4.) oder hierzu nicht aus⸗ 
reichen, lediglich durch Aufnahme verzinslicher Darlehne zu beſchaffen. 


a §. 6. 

Mit Genehmigung des Oberpräſidenten der Provinz Heſſen⸗Naſſau „welche 
jedoch nur unter Zuſtimmung des Kommunallandtages oder des Ausſchuſſes 
deſſelben ertheilt werden darf, iſt die Direktion der Landesbank befugt, in den 
von der Landesbank bereits ausgegebenen und künftig auszugebenden Schuld⸗ 
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verſchreibungen den Zinsfuß und die Bedingungen der Rückzahlungen nach ihrem 
Ermeſſen und nach Vereinbarung mit den Gläubigern feſtzuſetzen. Ebenſo wird 
derſelben mit Genehmigung des Oberpräſidenten, welche jedoch ebenfalls nur 
unter Zuſtimmung des Kommunallandtages oder des Ausſchuſſes deſſelben er⸗ 
theilt werden darf, die Befugniß beigelegt, den Zinsfuß für die fortan aus der 
Landesbank zu gewährenden, ſowie für die aus derſelben bereits gewährten künd⸗ 
baren Darlehne ſoweit zu erhöhen, daß die Zinſen, welche ſie ihrerſeits zu zahlen, 
ſowie die Verwaltungskoſten, welche ſie zu beſtreiten hat, mindeſtens vollſtändig 
gedeckt werden, und ſoll der Landesbank wegen dieſer erhöhten Zinſen daſſelbe 
Pfandrecht zuſtehen, welches ihr für die ſonſtigen Zinſen gebührt. Endlich erſtreckt 
ſich dieſe Befugniß, vorbehaltlich der unter denſelben Vorausſetzungen zu erthei⸗ 
lenden Genehmigung des Oberpräſidenten, auch auf die Erhöhung der Amor⸗ 
tiſationsbeiträge. 

Jede Aenderung dieſer Art iſt in dem Amtsblatte des Regierungsbezirks 
Wiesbaden bekannt zu machen; ſie wird für die bereits vorhandenen Darlehne 
mit dem zweiten, auf die Bekanntmachung folgenden Zinstermine wirkſam, falls 
dieſelben nicht vor dieſem Zeitpunkte zur Rückzahlung an demſelben von den 
Schuldnern gekündigt, und ſpäteſtens zu dieſem Zeitpunkte auch zurückgezahlt 
worden ſind. 

Die Stipulationen der Schuldurkunde oder ſonſtige Verabredungen ſchließen 
dieſe Kündigungsbefugniß der Schuldner nicht aus. 8 

$. 7. 1 

Aus den Zinſen, welche die Bank bezieht, find die Zinſen, welche fie ihrer: 
ſeits zu entrichten hat, und ſämmtliche Verwaltungskoſten zu beſtreiten. 

Aus den Ueberſchüſſen, ſowie aus den etwaigen außerordentlichen Einnahmen 
iſt ein Reſervefonds zu bilden, welcher mindeſtens bis zur Höhe von drei Prozent 
der Verbindlichkeiten der Bank zu bringen iſt, und welcher dazu dient, etwa rück⸗ 
ſtändige Amortiſationsbeiträge, Zinſen und Koſten vorzuſchießen, und etwaige 
Ausfälle zu decken. Dieſer Fonds, welchem, bis er die angegebene Höhe erreicht 
hat, ſeine eigenen Zinſen zuwachſen, darf nur in verzinslichen Preußiſchen Staats⸗ 
oder vom Preußiſchen Staate garantirten Papieren, in verzinslichen Papieren 
des Norddeutſchen Bundes, in Schuldverſchreibungen der Landesbank oder in ver⸗ 
zinslichen Schuldverſchreibungen der Kommunalſtände belegt werden. 

Sofern der Reſervefonds die erforderliche Höhe erreicht hat, haben die 
. zu beſtimmen, wie die jährlichen Ueberſchüſſe verwendet werden 
ollen. a 

F 

In derſelben Weiſe iſt die Direktion ermächtigt, diejenigen Gelder zu be⸗ 
legen, welche zwar nicht dem Reſervefonds angehören, deren Verwendung aber 
nicht nahe bevorſteht. 

Auch iſt fie befugt, die $. 7. bezeichneten Papiere; mit dieſen Geldern gegen 
Hinterlegung von Wechſeln, jedoch höchſtens auf drei Monate, und mit einem Ab» 
ſchlage von mindeſtens zehn Prozent des Kurswerthes, jedoch nie über den No⸗ 
minalwerth zu beleihen. Die hierdurch gewonnenen Zinſen fließen dem Reſerve⸗ 
fonds zu. b N f 

§. 9. 


a 
Ne 
Die Landesbank ift vorbehaltlich der Vorſchrift des §. 8. fortan nur bes 
fugt, die folgenden Darlehne zu gewähren: 

1) zur Abtragung der Ablöſungskapitalien, welche für die Ablöſung der 
aus dem Exhleih-, Landſiedelleih⸗, Erbzins⸗ und Erbpachtsverhältniſſe her⸗ 
rührenden Leiſtungen und der nach der. Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung 
vom 5. April 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 526.) ablösbaren Dienſtbar⸗ 
keiten rechtsverbindlich feſtgeſtellt ſind. 

Darlehne dieſer Art müſſen, ſoweit die Mittel der Bank reichen, 
und im Falle der Konkurrenz mit denen zu 2. und 3. vorzugsweiſe ge⸗ 
währt werden. Im Uebrigen findet auf dieſelben die Vorſchrift des FR 
des Naſſauiſchen Geſetzes vom 16. Februar 1849. „die Errichtung einer 
Landesbank betreffend, Anwendung 

2) hypothekariſch ſicher geſtellte Darlehne 

3) Darlehne an Gemeinden und ſtaatlich genehmigte Meliorationsverbände. 


$. 10. N 
Hypothekariſche Darlehne können nur bewilligt werden auf ſtädtiſche und 
ländliche Grundſtücke, mit Ausſchluß von Bergwerkseigenthum, welche im Regie⸗ 
rungsbezirke Wiesbaden belegen ſind; ſie müſſen zur erſten Stelle eingetragen 
werden und dürfen die Hälfte des Schätzungswerthes nicht überſteigen. 85 


§. 11. 


Darlehne an Gemeinden und Meliorationsverbände find nur zuläffig, wenn 
die Gemeinden und Verbände dem Regierungsbezirke Wiesbaden angehörig ſind. 
Sie (die Gemeinden 2c.) bedürfen der Genehmigung der zuſtändigen Aufſichts⸗ 
behörde. 

§. 12. 


Die Bank iſt nur befugt, Darlehne (. 9. und 10.) gegen Verzinſung 
zu gewähren. Dieſe Zinſen müſſen mindeſtens um 3 Prozent denjenigen Zinsfuß 
überſteigen, welchen die Kaſſe ihren Gläubigern zu zahlen verpflichtet iſt. Ob 
das Kapital durch Amortiſation oder in Raten, zu einem beſtimmten Termine 
Re nach vorgängiger Kündigung zurückzuzahlen iſt, bleibt der Vereinbarung 
überlaſſen. / 
Darlehne unter 50 Thaler werden nicht gewährt, überſchießende Beträge 

müſſen mit 10 abgerundet werden. 8 


§. 13. 


Auch 9 dem Falle des $. 6. iſt jeder Schuldner eines gegen Amor⸗ 
tiſation oder atenzahlung gegebenen Dar ehns berechtigt, daſſelbe ganz oder 
theilweiſe zurückzuzahlen. Die Bank iſt aber nur verpflichtet, dieſe Rückzahlung 
anzunehmen, wenn dieſelbe mindeſtens ſechs Monate vorher angekündigt iſt, an 
einem hiernach zu bemeſſenden Zinszahlungstermine geleiſtet wird, und wenn fie, 
falls ſie nicht den ganzen Betrag des noch ſchuldigen Darlehns umfaßt, a 
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deſtens die Summe von 50 Thalern beträgt, oder, wenn fie dieſe Summe über⸗ 
ſteigt, in der im $. 12. beſtimmten Weiſe abgerundet iſt. 


$. 14. i 
Die Zinſen der Darlehne, ſowie die Amortiſationsraten ſind halbjährlich 
am 30. Juni und am 31. Dezember jeden Jahres zu entrichten. Dieſe beiden 
Termine reſp. einer derſelben müſſen auch bei etwaigen Ratenzahlungen inne ge⸗ 
halten werden. \ 
$. 15. 5 
Für die Darlehne, welche die Bank in Gemäßheit des 0 5. zu ihrem Be⸗ 4 
triebsfonds ſich beſchafft, ftellt fie, und zwar in Höhe von 50, 100, 200, 500 
und 1000 Thalern auf jeden Inhaber lautende Schuldurkunden nach den beige⸗ 
fügten Formularen A. oder A. 1. aus. Dieſelben werden mit Zinskupons auf 
a höchſtens fünf Jahre nad) dem Formular B. und mit einem Talon zur Erhebung 
der neuen Kupons⸗Serie verſehen (Formular C.). Dieſe Urkunden genießen die 
bisherige Stempelfreiheit, bis durch Geſetz hierüber anders beſtimmt wird. 


$. 16. 
Die Zinfen werden gegen Einreichung der fälligen Kupons jährlich am 
50 W oder nach Verabredung halbjährlich am 2. Januar und 1. Juli 
ezahlt. f 8 
i Bei welchen Kaſſen außer der Landesbank die Einlöſung der Kupons erfolgt, 
hängt von dem Ermeſſen der Direktion ab. 5 
Sie hat dieſe Zahlſtellen mindeſtens acht Wochen vor dem Fälligkeits⸗ 
termine durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Wiesbaden bekannt 
zu machen. 5 
f = Sf. 


Eine Amortiſation von Zinskupons und Talons findet nicht ſtatt. Die 
erſteren verjähren zu Gunſten des Reſervefonds der Landesbank nach Ablauf von 
vier Jahren von dem letzten Tage des Jahres an gerechnet, in welchem ſie fällig 
geworden ſind. f i 

Kann der Talon nicht vorgelegt werden, ſo iſt die Verabfolgung der neuen 
Kupons⸗Serie nur ſtatthaft gegen Vorlegung der betreffenden Schuldurkunde. 
Streitigkeiten zwiſchen dem Inhaber des Talons und dem Inhaber der 
Schuldurkunde entſcheidet der Richter; bis zu dieſer Entſcheidung werden die 
Kupons nicht verabreicht. 


$. 18, 


Die Kündigung der Schuldfcheine Seitens der Landesbank erfolgt durch 

Bekanntmachung in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Wiesbaden. 
8 ö Dieſe Bekanntmachung iſt nur dann wirkſam, wenn zwiſchen dem Tage 
8 ihrer Veröffentlichung und dem Tage, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, 
Be mindeſtens ein die bedungene Kündigungsfriſt umfaſſender Zeitraum liegt. Außer⸗ 
dem muß ſie enthalten die Littera, Nummer und den Betrag des gekündigten 

Schuldſcheins. 

5. 1 
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$. 19. 

Die Kündigung der Schuldſcheine Seitens des Inhabers kann nur bei der 
Landesbank erfolgen. Sie iſt dieſer gegenüber nur verbindlich, wenn mit der- 
ſelben der betreffende Schuldſchein vorgelegt wird und mindeſtens die bedungene 
Kündigungsfriſt innegehalten iſt. 5 a 

Giebt die Kündigung in Gemäßheit dieſer Vorſchriften zu Bedenken keinen 
Anlaß, ſo wird der Schuldſchein mit dem Kündigungsvermerke, welcher zugleich 
den beg der Rückzahlung enthalten muß, verſehen und dem Präſentanten zurück⸗ 
gegeben. 

F. 20. 


Die gekündigten Schuldſcheine ($$. 18. und 19.) müſſen bis zum Rück⸗ 
zahlungstage im kursfähigen Zuſtande und mit den an dieſem Tage noch nicht 
fälligen Kupons eingeliefert werden, wonächſt dann die Zahlung des Kapitals 
gegen Quittung des Präſentanten auf dem Schuldſcheine und ohne Prüfung 
ſeiner Legitimation, jedoch nur ſoweit erfolgt, als die baaren Mittel der Bank 
hierzu ausreichen. | 

Iſt der Schuldſchein nicht kursfähig, fo darf die Zahlung erſt nach Be— 
ſeitigung des Hinderniſſes geleiſtet werden. Bis zu dieſem Zeitpunkte bleibt der 
Betrag bei der Kaffe zinslos. a 

Wird der Schuldſchein bis zum Zahlungstage nicht eingereicht, ſo bleibt 
der Betrag bis nach Ablauf eines 1 der Bank zinslos, wonächſt er bei 
dem Kreisgerichte zu Wiesbaden auf efahr und Koſten des Gläubigers Behufs 
Aufgebots und Amortiſation des Schuldſcheins deponirt wird. 

Der Betrag der fehlenden Kupons wird jedenfalls von der Zahlungsvaluta 
in Abzug gebracht. 5 21 


Die Ein⸗ und reſp. Rückſendung der Schuldſcheine, gleichviel ob zum Be⸗ 
hufe der Kündigung oder zum Zwecke der Rückzahlung, erfolgt auf Gefahr und 
Koſten des Gläubigers. 9 


Abſchnitt III. 


5 §. 22. 

Mit dem 1. Januar 1870. hört die Eigenſchaft der Landesbank als Spar⸗ 
kaſſe auf. Mit diefem Tage wird vielmehr und kraft dieſes Geſetzes eine beſon⸗ 
dere, auf den kommunalſtändiſchen Verband des Regierungsbezirks Wiesbaden 
($. 1.) ſich erſtreckende kommunalſtändiſche, von dem kommunalſtändiſchen Ver⸗ 
bande garantirte Sparkaſſe gegründet, welche von der Direktion der Landesbank 
als beſoͤnderes Inſtitut, welchem hiermit die Rechte der juriſtiſchen Perſon bei⸗ 
gelegt werden, verwaltet und geleitet wird. alle : 

i ie Rechte und Verbindlichkeiten der bisherigen Sparkaſſe gehen auf dieſe 
Sparkaſſe über. Zu dieſem Behufe müſſen ihr von der Landesbank; liquide Aktiva 
in ſolchem Betrage überwieſen werden ‚ als erforderlich iſt, um die Paſſiva der 

Kaſſe vollſtändig zu decken und ſicher zu ſtellen. N 

Jahrgang 1869, (Nr. 756.) i 173 N: 28, 
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$. 23. i 
Lediglich von dem Beſchluſſe der Kommunalſtände oder des Ausſchuſſe 
iſt es abhängig: a i 
1) welche Beträge mindeſtens und höchſtens von der Sparkaſſe angenommen 
werden müffen; a 1 

2) in welcher Höhe dieſe Einlagen zu verzinſen ſind, ob dieſe Verzinſung 
gleichmäßig ohne Rückſicht auf den Betrag der Einlage und die Dauer 
derſelben, oder je nach dem Betrage und der Dauer der Einlage ver- 
ſchieden zu normiren, ſowie wann und unter welchen Umſtänden Zins 

von Zins und in welcher Höhe zu gewähren tft; i 
3) welche Kündigungsfriſten Seitens der Einleger, wie Seitens der Kaſſe 


überhaupt, oder unter Berückſichtigung der Höhe der gekündigten Summe 4 


innezuhalten find; i 
4) wann die Zinſen der Einlagen bezahlt, oder falls fie nicht eingeforder 
werden, von welchem Tage ab ſie verzinſt werden; 
5) wann die Verzinſung beginnt, und wann ſie aufhört. 

Dieſe Beſchlüſſe, ſowie die jederzeit zuläſſigen Aenderungen derſelben ſind 
durch das Amtsblatt des Regierungsbezirks Wiesbaden öffentlich bekannt zu 
machen. 

. Werden die urſprünglichen Anleihebedingungen durch Aenderungen er⸗ 


ſchwert, ſo werden dieſelben gegen den Einleger erſt von dem Zeitpunkte ab 4 


wirkſam, an welchem die ihm zuſtehende Kündigungsfriſt abgelaufen iſt, ohne 


1 


daß er von der Kündigung Gebrauch gemacht hat. 
F. 24. a 5 


Ueber jede Einlage wird ein Sparkaſſenbuch unter Siegel und Unterſchrift 
der Direktion ausgefertigt. Daſſelbe muß enthalten: 


1) die Nummer, unter welcher die Einlage in den Büchern der Kaſſe ein⸗ 4 ö 


getragen iſt / En 2 
2) den Betrag der Einlage, ſowie die Höhe der für dieſelbe zu gewährenden 1 
Zinſen in Zahlen und Buchſtaben 4 
3) die Kündigungsfriſten der Kaſſe und des Einlegers; 5 
4) den Tag, an welchem die Verzinſung beginnt und an welchem ſie im 4 
Falle der Kündigung aufhört), Bi 
5) den Namen des Einlegers; N ' 
6) die ausdrückliche Beſtimmung, daß die Kaſſe zwar berechtigt, aber nicht 1 
verpflichtet iſt, die Legitimation des Präſentanten zu prüfen, und fie = 
alſo befugt iſt, an jeden Präſentanten mit voller Wirkung Zahlung an 
Kapital und Zinſen ganz oder theilweiſe zu leiſten. ei 


Auf den Inhaber dürfen Sparkaſſenbücher fortan nicht ausgeſtellt werden, 4 


$. 25. 
Zinſen und Kapitalzahlungen werden nur gegen Vorlegung des n 
- ; aſſen⸗ 


4205 
kaſſenbuches geleiſtet. Sie werden in dem Sparkaſſenbuche vermerkt. Umfaßt 
die Zahlung nicht das ganze Kapital, ſo wird das mit dem Vermerke verſehene 
Buch dem Präſentanten zurückgegeben, bei gänzlicher Rückzahlung muß das Buch 
quittirt der Kaffe belaſſen werden. Bei jeder Theilzahlung werden die bis dahin 
nach den Beſtimmungen des F. 23. fälligen Zinſen der ganzen beziehungsweiſe 
est nun gezahlt, ſo daß die Verzinſung ſich nur noch auf die Reſteinlage 
erſtreckt. i N 

$. 26. 


Die Kündigungen Seitens der Kaſſe werden unter Angabe der Nummern 
und des Betrages des Sparkaſſenbuches unter Innehaltung der Kündigungsfrift 
durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Wiesbaden öffentlich bekannt 
gemacht. Die Kündigung Seitens der Einleger erfolgt unter Vorlegung des 
Sparkaſſenbuches bei der Sparkaſſe, wonächſt das Buch, mit dem Kündigungs⸗ 
vermerke verſehen, dem Präſentanten zurückgegeben wird. Ä 


Ä §. 27, 
Die gekündigten und zur Verfallzeit nicht abgehobenen Beträge werden 
bis zu ihrer Auszahlung nicht verzinſt. 
Die Ein⸗ und Rückſendung der Sparkaſſenbücher bei der Kündigung und 
bei der Rückzahlung erfolgt auf Gefahr und Koſten der Inhaber. f 
3 8 28. 
i Die Beſtände der Sparkaſſe müſſen, ſoweit nicht ein Baarbeſtand dis⸗ 
ponibel gehalten werden muß, ſobald wie möglich verzinslich derartig angelegt 
werden, daß durch dieſe Zinſen beſtritten werden können: 
1) die Zinſen, welche die Kaſſe ihren Gläubigern zu zahlen verpflichtet iſt / 
2) die Verwaltungskoſten 5 
3) ein nach und nach anzuſammelnder Reſervefonds, über deſſen Höhe 
die Kommunalſtände unter Genehmigung des Oberpräſidenten zu beſtim⸗ 
men haben. 5 
Sofern der Reſervefonds die erforderliche Höhe erreicht hat, haben die 
Kommunalſtände zu beſtimmen, wie die jährlichen Ueberſchüſſe verwendet werden 
ollen 5 | 


§. 29. 
Die Belegung dieſer Beſtände mit Einſchluß des Reſervefonds darf nur 
erfolgen: 
J) durch Ausleihung und zwar: 
a) gegen hypothekariſche Verpfändung innerhalb der erſten Werthshälfte 
en NER I aan Grundſtücken 35 Ausschluß 115 
Zechen und Bergwerken. Dieſe Darlehne können auf Amortiſation, 
Ratenzahlungen oder auf beſtimmte Zeiten mit oder ohne vorgän⸗ 
gige Kündigung bewilligt werden 
b) gegen ſpäteſtens nach drei Monaten fällige Wechſel, wenn außer 
(Nr. 7568.) 173. dem 
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dem eigentlich Verpflichteten zwei ſichere und ſolide Verpflichtete 
wechſelmäßig und ſolidariſch für Kapital, Zinſen und Koſten die 
Verhaftung übernehmen; 
gegen Beleihung von Preußiſchen Staats⸗ oder vom Preußiſchen 
Staate garantirten Papieren, von Papieren au porteur des Nord⸗ 
deutſchen Bundes, von Papieren dieſer Art, für welche der Kom⸗ 
munalverband die Garantie übernommen hat, von Pfandbriefen, 
welche von altländiſchen Kreditverbänden emittirt worden ſind, und 
endlich, was jedoch nur bis zum Ende des Jahres 1879. zuläſſig, 
von Papieren au porteur, welche von den Staaten Heſſen, Baden, 
Bayern und Württemberg direkt, oder unter Garantie dieſer Staaten 
emittirt ſind. Darlehne dieſer Art dürfen höchſtens auf die Dauer 
von drei Monaten, und ſtets nur ſo gewährt werden „daß ihr Be⸗ 
trag mindeſtens funfzehn Prozent hinter dem Nominalwerthe, oder, 
wenn der Kurswerth niedriger iſt, hinter dieſem zurückbleiben muß. 
Ueberdies muß das Darlehn durch Wechſelverbindlichkrtt des 
Darlehnsnehmers geſichert fein; 
gegen Verpfändung von Hypotheken, welche in der unter a. be 
zeichneten Weiſe ſicher geſtellt, und welche eventuell der Sparkaſſe 
zu cediren find, höchſtens auf die Dauer von drei Monaten; 
gegen Schuldſchein längſtens auf ein Jahr mit dem Rechte gegen⸗ 


© 


— 


Na 


d 
— 


ſeitiger einvierteljährlicher Kündigung, wenn zwei ſichere und ſolide 


Einwohner des Regierungshezirks Wiesbaden unter Verzicht auf die 
Einreden der gegen den Hauptſchuldner zu erhebenden Vorausklage 
und der Theilung unter Mitbürgen für Kapital, Zinſen und Koſten 
ſolidariſch Bürgſchaft leiſten s 
vorübergehend in laufender Rechnung an kommunalſtändiſche An⸗ 
ſtalten oder an wohlthätige Anſtalten, Inſtitute und Vereine „ſoweit 
bei denſelben der kommunalſtändiſche Verband intereſſirt iſt, unter 
150 Vorausſetzung, daß die Stände hierfür die Garantie über⸗ 
nehmen \ 


2) durch Ankauf der unter Te: bezeichneten Papiere, jedoch mit Ausſchluß 
der Heſſiſchen, Badiſchen, Bayeriſchen und Württembergiſchen; 1 
3) durch zinsbare Belegung bei der Preußiſchen Bank. | 


Der von dem Oberpräſidenten zu genehmigende, periodiſch zu faſſende Be⸗ 
ſchluß der Kommunalſtände reſp. des Ausſchuſſes derſelben beſtimmt, in welchem 
Verhältniß dieſe verſchiedenen Arten der Belegungen ſtattzufinden haben. 


F. 30. 


„Bis durch das Geſetz ein Anderes beſtimmt wird, iſt die Sparkaſſe ver⸗ 
pflichtet, die gerichtlichen Geld-Depoſiten unter den in F. 20. des Geſetzes vom 


4 
329 


16. Februar 1849. und in den erläuternden Beſtimmungen deſſelben aufgeſtellten 


Bedingungen anzunehmen, und finden die vorſtehenden Vorſchriften „ſoweit dieſe 
a : von 


ey 
u den gedachten Beſtimmungen abweichen, auf dieſe Belegung keine An- 
endung. 


Die Berechtigung und Verpflichtung der Landesbank zur Annahme dieſer 
Depoſiten hört mit dem J. Januar 1870. auf. 


Abſchnitt IV. 


$. 31. 


Bis zur anderweiten Organiſatioͤn der Landesbank in Gemäßheit der Ber 
ſchlüſſe des Kommunallandtages (F. 1.), jedoch höchſtens bis zum 1. Januar 
1872., behält es bei der bisherigen Art der Geſchäftsführung, insbeſondere der 
Funktion der mittelbaren und unmittelbaren Staatsbeamten, im Intereſſe der 
Bank und der Sparkaſſe ſein Bewenden. Ob und in welchem Umfange dieſe 
Beamten von da ab für die Kaſſen mitzuwirken haben, hängt von der Beſtim⸗ 
mung der Königlichen Staatsregierung ab. 


9.32. 
Die Direktion der Landesbankkaſſe iſt verpflichtet, jedes Jahr mindeſtens 
einmal den Vermögensſtand der Landesbank und der Sparkaſſe in dem Amts- 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 


$. 33. 


In Betreff der adminiſtrativen Exekutionsbefugniß für die Landesbank be⸗ 
hält es bei den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen ſein Bewenden. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a 
Gegeben Berlin, den 25. Dezember 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Roon. Gr. v. Ibenplit. v. Mühler. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr. 7563.) A. 
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Die Landesbank zu Wiesbaden zahlt gegen Einlieferung dieſer Schuld⸗ 
verſchreibung und nach vorgängiger, ſowohl der Bank wie dem Inhaber zu⸗ 
ftehender ..... monatlicher Kündigung, welche jedoch vor Ablauf von .... Jah⸗ 
ren nicht erfolgen darf, dem Inhaber die Summe von Kurant 
in Gemäßheit der Beſtimmungen des Geſetzes vom 
g Für Kapital, Zinſen und Koſten iſt die Landesbank mit ihrem ganzen 
Vermögen verhaftet; außerdem leiſtet der Kommunalverband des Regierungs⸗ 
bezirks Wiesbaden hierfür die Garantie. 


Wiesbaden, den nnn 18. 
(Trockenes Siegel der Bank.) 


Die Direktion. 
(Unterſchrift des Direktors.) 


Ausgefertigt: 
(Name des Buchhalters.) 


Die Landesbank zu Wiesbaden zahlt gegen Einlieferung dieſer Schuld⸗ 
verſchreibung, und nach vorgängiger, jedoch nur der Landesbank zuſtehender 
Sn monatlicher Kündigung dem Inhaber die Summe ven 
Kurant in Gemäßheit der Beſtimmung des Geſetzes vom 5 5 

Für Kapital, Zinſen und Koſten iſt die Landesbank mit ihrem ganzen 
Vermögen verhaftet; außerdem leiſtet der Kommunalverband des Regierungs⸗ 
bezirks Wiesbaden hierfür Garantie. 8 a 


Wiesbaden, den en 185 
(Trockenes Siegel der Bank.) 

Die Direktion. 
(Unterſchrift des Direktors.) 


Ausgefertigt: 
(Name des Buchhalters.) 


2.0 Inhaber diefeg ren t; de 
foren mit. = 


Wiesbaden , Di: „en 15 


Die Direktion. 
diesen,! des rates 


; Ausgefertigt: 


EINEN, 
Buchhalter. 


zalon 


i zu der N a 
Schuldverſchreibung der Landesbank zu Wiesbaden 
VVV über ee ee 


Der Produzent dieſes Talons erhält die für die vorſtehend bezeichnete 
de neu auszufertigenden Zinskupons. e 


Wies baden, den n. 18. 
(Trockenes Siegel.) 
Die Direktion. 

Unterſchrift des Direktors.) 


N. N., 
Buchhalter. 


Redigirt im Büreau bes Staats⸗Miniſteriums. 


8 SE u Su in der Königlichen Geheimen ODE ie e 
ee 5 Sur v. Decker). 


